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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
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EL Ergänzungsleistungen
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Der Schweizerische Gewerbeverband fasste Ende Januar 2019 die Ja-Parole zur STAF-
Vorlage, über die im Mai desselben Jahres an der Urne abgestimmt wurde. Die Vorlage
sei ein Kompromiss, welcher «die wirtschaftliche Position der Schweiz im
internationalen Standortwettbewerb stärke» und gleichzeitig die Sozialwerke
stabilisiere. Die Interessen der Unternehmen würden dabei genügend berücksichtigt
und die steuerliche Autonomie der Kantone gewahrt. Damit werde die STAF den vom
SGV kommunizierten Anforderungen gerecht, wie einer Medienmitteilung des Verbands
zu entnehmen war. 1

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.01.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Auch wenn die Schlussabstimmung betreffend die Parole des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds (SGB) zur Reform der Altersvorsorge 2020 letztendlich mit 98 zu
21 Stimmen deutlich zugunsten der AHV-Reform ausfiel, zeigte die
Delegiertenversammlung am 24. März 2017 eine Spaltung zwischen Deutschschweizer
und Westschweizer Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern. Über 30 SGB-
Delegierte äusserten sich vor der Parolenfassung; Hauptstreitpunkt war, ob die
Erhöhung der AHV um monatlich CHF 70 eine Erhöhung des Frauenrentenalters
rechtfertige. Solange die Frauen bei den Löhnen diskriminiert würden, dürfe das
Rentenalter nicht erhöht werden, lautete der Tenor bei vielen Delegierten aus der
Westschweiz. Ein Waadtländer Delegierter etwa warf SGB-Präsident Paul Rechsteiner
Verrat vor, weil sich der Gewerkschaftskongress 2014 in einer Resolution klar gegen
eine Erhöhung des Frauenrentenalters ausgesprochen habe. Unia-Präsidentin Vania
Alleva entgegnete, dass in der gleichen Resolution die Erhöhung der AHV-Renten
gefordert werde. Paul Rechsteiner strich die historische Dimension der Vorlage hervor:
«Zum ersten Mal seit 42 Jahren könnte eine Erhöhung der AHV-Rente Realität werden»,
zitierte ihn die Luzerner Zeitung. Die grosse Mehrheit der Delegierten war sich einig:
Würde die Vorlage abgelehnt, würde dies dem Arbeitgeberverband und den rechts-
bürgerlichen Parteien nützen, womit deren Forderungen wie Rentenalter 67 und
Rentenkürzungen Auftrieb erhielten, schrieb der SGB in einer Medienmitteilung. Dies
gelte es zu verhindern, weshalb diese «Kröte», wie der SGB die Erhöhung des
Frauenrentenalters bezeichnete, geschluckt werden müsse. Zusätzlich einigten sich die
Delegierten darauf, dass die Lohnungleichheit zwischen Mann und Frau «endlich
stärker bekämpft werden muss». Sie beauftragten den SGB, die Lancierung einer
Volksinitiative mit dem Namen «Schluss mit dem Lohnklau – Lohngleichheit
durchsetzen, aber subito!» zu prüfen. 2

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 25.02.2017
SAMUEL BERNET

Die Delegierten des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes (SGB) sprachen sich an
einer Versammlung im November 2019 für die Lancierung einer Volksinitiative für eine
13. AHV-Rente aus. Die Initiative sei die Antwort auf das «immer deutlicher sichtbar
werdende Rentenproblem» wie der Gewerkschaftsbund in einer Medienmitteilung
festhielt. Insbesondere die Rentensituation bei Frauen sei oft problematisch: Sofern
diese «überhaupt eine PK-Rente erhalten», sei sie durchschnittlich «nur halb so hoch
wie jene der Männer». Aber auch sonst seien die Renten «erschreckend tief», weshalb
es eine 13. AHV Rente brauche, «so wie es für viele einen 13. Monatslohn» gebe, teilte
der SGB mit. Monatlich ergäbe dies eine Erhöhung der Renten um 8.33 Prozent, wobei
auch EL-Beziehende davon profitieren sollen. Um diese Zusatzrente zu finanzieren, so
die Idee, sollen die Gewinne der SNB herangezogen werden – dies müsse aber erst noch
im Parlament mehrheitsfähig werden. Zum Zeitpunkt der Mitteilung war noch unklar,
wann mit der Unterschriftensammlung begonnen werden sollte. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.11.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

1) Medienmitteilung SGV vom 30.01.19; TG, 31.1.19
2) Medienmitteilung SGB; Unia, Subito-Initiative; LZ, TA, 25.3.17; NZZ, 20.1.18
3) Medienmitteilung SGB vom 15.11.19; TA, 16.11.19
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